
 

 

Antrag zur Einreichung einer Standesinitiative betr. Durchführung einer internationalen Konferenz in 
der Schweiz zur Flüchtlingspolitik mit Schwerpunkt Ursachenbekämpfung der Fluchtbewegungen in 
den Herkunftsländern 
 
Täglich erreichen uns Bilder von hilfesuchenden Menschen, die sich auf der Flucht befinden und ihr 
Leben riskieren, um aus ihrer Heimat in ein Land zu gelangen, in welchem sie in Sicherheit leben und für 
ihren Lebensunterhalt aufkommen können.  
Die aufnehmenden Länder sind stark gefordert hinsichtlich der Bereitstellung der Infrastruktur und zum 
Teil leider auch der Akzeptanz der Aufnahmepolitik durch die Bevölkerung. 
Die hilfesuchenden Menschen müssen nach teilweise lebensgefährlichen Reisen oder Transporten, für 
die sie oft Unsummen an Schlepper bezahlt haben, weitere Verschiebungen in Kauf nehmen und leben 
nachher in Ungewissheit, ob sie im Zufluchtsland bleiben können oder zurück geschickt werden. 
Es ist richtig und zwingend notwendig, dass sich die Schweiz gegenüber Flüchtlingen – der humanitären 
Tradition verpflichtet – grosszügig zeigt. Zurzeit gilt es in der Schweiz, die Probleme, welche alle 
westeuropäischen Staaten ähnlich betreffen, auf der Basis unseres Asylgesetzgebung und der 
internationalen Abkommen anzugehen. 
Es kann aber von der Völkergemeinschaft nicht hingenommen werden, dass Millionen Menschen ihre 
Heimat verlassen, häufig ihr Leben riskieren, um bei uns und in anderen Ländern Zuflucht zu suchen. Es 
muss zwingend bei den Ursachen der Flucht in den Herkunftsländern der hilfesuchenden Menschen 
angesetzt werden. Es kann nicht ohne Reaktion bleiben, wenn menschenverachtende und korrupte 
Regimes einzelner Staaten und Diktatoren seit längerer Zeit und leider wohl auch in Zukunft Anlass 
geben, dass ein Teil ihrer Wohnbevölkerung ihre Heimat verlässt. Unsere Hilfe muss einerseits in der 
Aufnahme Hilfesuchender bestehen, sollte aber auch versuchen, bei den Ursachen anzusetzen. Am 
besten wäre den Menschen geholfen, wenn der Grund für die Flucht nicht mehr gegeben wäre und sie 
in ihrer Heimat bleiben könnten. Grundlage für ergänzende Massnahmen könnten auch die wertvollen 
Arbeiten der Schweiz im Rahmen des Programms „Protection in the Region“ bilden, welches anstrebt, 
Flüchtlinge in ihrer Herkunftsregion zu unterstützen. 
Mit Aussicht auf Erfolg kann nur die Völkergemeinschaft intervenieren. Leider wird die UNO und deren 
Sicherheitsrat beispielsweise im Syrien-Krieg durch Grossmachtinteressen blockiert. Es wäre deshalb 
nützlich, wenn die Schweiz die Initiative ergreifen würde und einlädt zu einer internationalen Konferenz, 
die zum Ziel hat, die Ursachen der Flucht von Millionen Menschen in den entsprechenden 
Herkunftsländern zu bekämpfen. Asylpolitik als Teil der Innenpolitik der Zufluchtsländer muss ergänzt 
werden durch eine Flüchtlingsaussenpolitik. Eine Einladung an die Zufluchtsstaaten würde der Schweiz 
gut anstehen. Die Schweiz hat gerade aktuell in ihrem OSZE-Präsidialjahr und bezüglich der Ukraine-
Krise gezeigt, dass sie über eine hohe Vermittlungs-Kompetenz verfügt und diese anerkannt und 
geschätzt wird. Darauf aufbauend könnte die Schweiz eine wichtige Rolle bei solchen Lösungsansätzen 
übernehmen. Einbezogen werden müssten das „European Asylum Support Office“(EASO), das 
Konsultationsforum  „Inter-governmental Consultations on Migration, Asylum and Refugees“ (IGC) und 
auch die Europäische Migrationsdirektorenkonferenz (General Directors Immigration Service 
Conference) und auch weitere bestehende Gremien mit Aufgaben in diesem Bereich. 
Bei den Eidgenössischen Räten soll eine Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt eingereicht werden, 
die verlangt, dass die Schweiz zu einer internationalen Konferenz einlädt, welche zum Ziel hat, die 
Ursachen der Flüchtlingsströme in den Herkunftsländern zu bekämpfen und nach Möglichkeiten sucht, 
vermehrt in der Nähe der Herkunftsländer menschenwürdige und sichere Aufenthaltsorte zu schaffen, 
um lebensgefährliche Fluchtwege zu verhindern. 
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